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Gerecht geht anders - 

Statt Unterstützung Abrissbirne bei der Sprachförderung für Sonderschüler
Die SPD Hamburg ist mit der Forderung nach mehr Chancen- und Bildungsgerechtigkeit als neue Hamburger Regierung angetreten. Wenn sich Senator Rabe durchsetzt, gilt dieses nicht für behinderte Kinder und Jugendliche an Sonderschulen. Im Gegenteil!
Zum neuen Schuljahr sollen diese Schüler nicht mehr die allen Hamburger Schülern zustehende zusätzliche (additive) Sprachförderung erhalten. So steht es im Entwurf des Senats „Inklusive Bildung an Hamburgs Schulen“.  Diese Streichung gilt nur für die Sonderschulen. Denn - so der Senat - die an Sonderschulen tätigen Sonderpädagogen verfügen über »besondere Kompetenzen«, um Sprachförderung zukünftig als «Querschnittsaufgabe« mit zu erledigen. Daher könne man bedenkenlos diese jahrzehntelang bewährte Förderung streichen. 
Als Grund gibt der Senat an: Die 39 Stellen sollen zur „Gegenfinanzierung der inklusiven Fördermaßnahmen“ verlagert werden. Denn: Der Senat will keine zusätzlichen Mittel für Inklusion ausgeben. Lieber bedient er sich an anderen Töpfen. So werden auch Bundesmittel des Bildungs- und Teilhabepakets (BuT) für Inklusion genutzt, obwohl diese eigentlich zielgerichtet für arme Kinder und Jugendliche ausgegeben werden sollen. Begründet wird dieses mit dem Hinweis, schließlich kommen doch die meisten behinderten Kinder und Jugendlichen aus armen Familien. Richtig. Aber die Schulen, die bisher wie die Förderschulen diese Schüler betreuen, erhalten keine einzige Stelle aus dem BuT.

Eltern, Lehrer und Schüler sind empört über die Streichung der additiven Sprachförderung. Mit diesem Vorschlag verstößt der Senator gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen. 

Senator Rabe fordert mit seiner Maßnahme die Lehrer an den Hamburger Sonderschulen auf, gegen Grundsätze des Hamburger Schulgesetzes zu verstoßen. 

Denn laut § 28a Schulgesetz sind Schüler verpflichtet, am Sprachförderunterricht teilzunehmen. Wer dem zuwiderhandelt, also ein Kind der besonderen Sprachförderung wiederholt oder dauernd entzieht, kann laut Schulgesetz (§ 113 „Ordnungswidrigkeit“/ § 114 „Straftat“) bestraft werden. Jetzt sollen die Lehrkräfte an Sonderschulen in Ausführung des Senatsplans den betroffenen behinderten Kindern und Jugendlichen an Sonderschulen den Anspruch auf eine besondere Sprachförderung verweigern. Verständlich, dass die Kollegen hiergegen remonstrieren.
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